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ger Abhédngigkeit gelost werden
muss. Der Wohnungsbau ist al-
so weder eine ausschliessliche
Bundes- noch eine ausschliessli-
che Kantons- oder Gemeinde-
aufgabe.

Man redet von weniger Bund
und meint damit weniger staat-
liche Wohnbauforderung, man
meint die Reprivatisierung des
Wohnungsbaus.

Die SPS war wesentlich betei-
ligt an der Griindung der «Ak-
tionsgemeinschaft fiir eine
wirksame Wohnbaubhilfe», die
den Kampf gegen diesen Schild-
biirgerstreich des Bundesrates
mit Vehemenz aufgenommen
hat.

Am Stéddtetag sollen Verbesse-
rungsvorschldge fiir eine wir-
kungsvolle Wohnbaubhilfe, sol-
len insbesondere Massnahmen
fiir eine Verbesserung der Zu-
sammenarbeit zwischen Bund
und Kantonen erarbeitet wer-
den.

Die Stellung des Mieters
verbessern

Die politischen Auseinanderset-
zungen beziiglich des Mieter-
rechtes sind auf Bundesebene
vorprogrammiert. Zur Diskus-
sion stehen die Revision des
Miet- und Pachtrechtes sowie
die erst kiirzlich eingereichte
Mieterschutzinitiative, die ei-
nen verbesserten Schutz der
Mieter vor unangemessenen
Mietzinsen und vor ungerecht-
fertigten Kiindigungen zum Ziel
hat. Das Szenario der politi-
schen Auseinandersetzung ist
bekannt: Die Lobby des Haus-
eigentiimerverbandes wird die
alte Platte auflegen und sich da-
fur einsetzen, dass das Eigen-
tum und vor allem das Spiel mit
den damit verbundenen Abhin-
gigkeiten (Monopoly) gewihr-
leistet bleibt. Uns kann dieser
Verband als Partner nicht inter-
essieren, wir wollen uns an Bau-
trager und Hauseigentiimer
wenden, die fortschrittlich und

mieterfreundlich gesinnt sind.
mn

Am Stadtetag sollen Modelle
diskutiert werden, die die Vor-
teile des Mieterstatus mit den
Vorteilen der Sicherheit des
Wohnungs- oder Hauseigen-
tums zum Eigengebrauch ver-
binden.

Verbesserter Kiindigungs-
schutz, verlangerte Kiindi-
gungsfristen fiir die Vermieter,
alternative Moglichkeiten der
Erteilung von Wohn- oder Vor-
kaufsrechten, tragbare Mog-
lichkeiten beziiglich der Kapi-
talbeteiligung der Mieter (z.B.
als Genossenschafter), Randbe-
dingungen fiir die Moglichkei-
ten, innerhalb der Wohnung
Veranderungen vorzunehmen,
ein breites Spektrum von Fra-

Peter Rufer

gen, die mit einem «neuen
Status des Bewohners im Zu
sammenhang stehen konnten,
Das Ziel des Dialoges, der in
Zusammenhang mit der Stel
lung des Mieters, aber auch mi
dem Willen, die Begriffe Selbs:-
hilfe, Selbstverwaltung und So
lidaritdat im Rahmen der Genos
senschaftsbewegung unter e
nen Hut zu bringen gefiihn
werden soll, ist ein sich Besin-
nen auf Fortschritte, die heute
und morgen realisiert und vor-
gelebt werden konnen.

Auf Verbesserungen, die zu er-
reichen sind, die abseits vom
politischen Clinch der Verbién-
de und Parteien Modellcharak-
ter haben konnten.

Die politische

Wende von Ziirich

Nachlese und Vorrede zugleich

So tun, als sei der biirgerliche
Wahlerfolg in den Ziircher
Stadt- und Gemeinderatswah-
len nur die Folge einer momen-
tanen Schwidche der SP auf-
grund einer verfehlten Politik
der SP-Leitung tber die Kopfe
ihrer Basis hinweg, heisst die
politische Wendung der fiihren-
den Krifte innerhalb des Biir-
gertums nicht erkennen zu kon-
nen oder zu wollen. Versuche,
SP-Wahlschlappen auch aus-
serhalb Ziirichs nur als Aus-
strahlung des ziircherischen
Hauskraches zwischen SP und
Gewerkschaften zu deuten, zei-
gen ebenfalls, wie auch dort die
biirgerliche Kursanderung nicht
zur Kenntnis genommen wird.
Die Wende innerhalb des Biir-
gertums liegt darin, dass die
bisherige Praxis, Politik als zi-
hes Ausmarchen zwischen ver-

schiedenen politischen Kraften
anzuerkennen, zu Gunsten ¢
ner direkteren Durchsetzung ¢
gener Vorstellungen aufgrund
klarer, biirgerlicher Mehrher
ten, aufgegeben wurde.

Diese Entwicklung wurde schon
seit Jahren und Jahrzehnten
von rechtsbiirgerlichen Grup
pierungen, Aktionskomitees
und Politikern vorgezeichnet
Beharrlich und zdh wurde €l
Zerrbild unseres Staates als ¢
nes von zu kompromissbereite?
biirgerlichen Politikern, verbe-
amteten, die Wirtschaft hem
menden und den Leistungs¥i"
len brechenden Wohlfahrtsi
stitut gezeichnet. Hatten die
Vorstellungen iiber Jahre hit
weg ein Randdasein in Inser#
ten und Kolumnen gefristet, 50
konnten sie dem Biirger plot-
lich schmackhaft gemacht wer



den, indem vor allem und fast
nur der Aspekt von der Wieder-
herstellung der gestorten Ruhe
und Ordnung in den Vorder-
grund gestellt wurde.

Gleichsam mit der an sich be-
rechtigten Forderung, Politik
solle nicht auf der Basis zerbro-
chener  Schaufensterscheiben
aufgebaut werden, zogen aber
Krifte ein, die den Wunsch
nach Ruhe und Ordnung nur
als Vehikel fiir ihre ihnen viel
wichtiger erscheinenden Zielset-
zungen missbrauchten.
Bezeichnenderweise betreffen
die ersten Erkldrungen und Ab-
sichten der forsch und selbstbe-
wusst auftretenden Biirgerli-
chen Ziircher Koalition, dass
die Schwerpunkte ihrer Politik
weniger in der im Wahlkampf
so stark in den Vordergrund ge-
stellten Wiederherstellung der
Rechtsstaatlichkeit liegen.
Wihrend die Fragen nach den
Ursachen der Jugendunruhen
vorderhand auf die lange Bank
geschoben werden, wird der
Schwung des Wabhlsiegs sofort
in den finanz- und personalpo-
litischen Bereich getragen. Per-
sonalstop,  Budgetkiirzungen
und Verzicht auf Reallohnerho-
hung zeigen, wie der Hase lau-
fen soll.

Diese Kehrtwendung konnte er-
reicht werden, indem man nicht
allein der SP und ihren zwei
Kandidaten die Regierungsver-
antwortlichkeit absprach, son-
dern auch den kleinen, offen-
bar als nicht koalitionsfahigen
oder -willigen Landesring heftig
angriff. Die drei Gewerk-
schaftsvertreter erfreuten sich
dagegen nicht nur der Scho-
nung, die auf Spaltung der SP
und der Gewerkschaften zielen-
de Propaganda unterstiitzte sie
indirekt sogar.

Dass man mit ihnen als ernst-
hafte Gegner nach dem Wahl-
kampf nicht rechnen musste,
dies zeigen schon die bereits er-
wihnten ersten Regierungser-
klirungen. Ausgerechnet auf
dem ureigensten Feld der Ge-

werkschaften (Lohnfragen)
wurde schon klar und deutlich
gezeigt, wieviel die drei Ge-
werkschafter noch zu sagen ha-
ben, ndmlich nichts mehr. Das
mag wohl bitter sein fiir das Ge-
werkschaftskartell, das sich
durch die Absetzung von der
SP zwar den Wabhlsieg ihrer
Vertreter sichern konnte, aber
auch die SP kann sich ausrech-
nen, wie weit die drei Stadtrite
nach ihrer Behandlung durch
die SP im Wahlkampfvorfeld
noch bereit sein werden, sozial-
demokratische Vorstellungen in
den Rat hineinzutragen.

Es ist miissig dariiber zu ora-
keln, ob eine einige SP zusam-
men mit den Gewerkschaften
diese fiir sie unerfreuliche biir-
gerliche Kehrtwendung hitte
vermeiden konnen. Eigentlich
spricht tiiberhaupt nichts dafiir,
denn es ist anzunehmen, dass
sich die Jugendunruhen auch
bei einer den Biirgerlichen na-
hen SP-Politik abgespielt hitte.
Eine SP, Arm in Arm mit den
biirgerlichen Ruhe und Ord-
nungspolitikern hitte vielleicht
die vier Sitze halten konnen.
Aber das biirgerliche Ziel war
es ja auch, den Landesring aus-
zuschalten, die Mehrheit wire
so oder so in den Hinden der
unter dominanter Fithrung des
Freisinns stehender biirgerli-
chen Koalition geblieben.

Ob sich EVP oder CVP bei ei-
ner anderen SP-Haltung nicht
mit dem Freisinn zusammenge-
schlossen hitten? Wohl kaum,
denn auch innerhalb dieser Par-
teien haben die rechten Krifte
Aufwind.

Die Biirgerliche Koalition will
in Zirich ein wirtschafts- und
gewerbefreundlicheres  Klima
schaffen. Neben konkreten
Vorstellungen soll auch schon
allein die durch die Tendenz-
wende positive Ausstrahlung zu
diesem Ziele verhelfen. Ein
neues, die Stadt bejahendes Ge-
fiihl soll die Ziircher beseelen.
Damit wird die Stadt Ziirich
dank dem Biirgerlichen Wahl-

erfolg zu einem eigentlichen
Exerzierfeld jener biirgerlichen
Krifte, die iiber Jahrzehnte be-
harrlich, und wie sich zeigt mit
Erfolg, gegen die im zihen Rin-
gen zwischen Biirgerlichen, Li-
beralen, Sozialdemokraten und
Gewerkschaften gewachsenen

Strukturen Sturm gelaufen
sind.
Das Schlagwort von «Mehr

Freiheit — weniger Staat», die
Verachtlichmachung der Parla-
mente als Schwatzbuden von
Beamten und linker, wirklich-
keitsfremder Intellektueller, die
Trennung der Arbeiterbewe-
gung in gute Gewerkschafter
und bose Sozialisten, die harten
Angriffe auf den «weichen»
Stadtprasidenten und den unfi-
higen, keine Mehrheiten auf-
weisenden Stadtrat, die Verun-
glimpfung der SP als Drahtzie-
her der Jugendunruhen, dies al-
les hat sich in politische Miinze
einwechseln lassen.

In der Person von Stadtprisi-
dent Thomas Wagner fand sich
der freisinnige Macher, der
nicht nur dem rechtsbiirgerli-
chen Anforderungsprofil ge-
niigte, als Verfechter eines har-
ten Kurses gegeniiber der Bewe-
gung musste er dem verunsi-
cherten Biirger auch als wahrer
Retter in der Not erscheinen.

Ob die biirgerlichen Systemver-
anderer auf die Dauer Erfolg
haben werden, hdngt nicht zu-
letzt davon ab, ob die SP und
die Gewerkschaften wieder be-
reit sind, politische Kleinarbeit
zu leisten. Weder akademisches
Feilschen um die letzte Wahr-
heitsstelle nach dem Komma,
noch &ngstliches Schielen, ob
man bei dem einstigen Partner
in der Politik, dem Biirgertum,
auch ja nicht in den Ruch linker
Vorstellungen gerit, hilft jetzt.
Beide Gruppen haben, obschon
mit unterschiedlicher Auffas-
sung in den Wahlkampf gezo-
gen, im Grunde nur verloren.
Die SP, nun erstmals in Ziirich
wirkliche  Oppositionspartei,
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wird am eignen Leibe nun er-
fahren, ob dies wirklich der Ju-
gendbrunnen der Politik sei.
Die Gewerkschaften werden be-
weisen miissen, ob die auf So-
zialpartnerschaft  aufgebaute
Haltung geniigend Standfestig-
keit gegeniiber einer Gewerbe
und Industrie freundlich ge-
sinnten Mehrheit besitzt.

Sich nun aber gegenseitig den

Schlamassel in die Schuhe zu
schieben, kann nur jene politi-
sche Krifte starken, die davon
allein profitieren: Das extreme
Blirgertum.

In Ziirich jedenfalls sind die
rechten Systemverdnderer ange-
treten, ihnen das Feld auch auf
eidgendssischer Ebene zu iiber-
lassen, wiare mehr als nur ver-
hangnisvoll.

Heinz Kleger: Der Streit um den Fortschritt

Sachzwinge

sind Denkzwange

Theoretischer Versuch iiber den Stellenwert der Alternativbewegung

In der gegenwirtigen Politik
lassen sich drei Konservativis-
men unterscheiden:

1. Die konservative Kritik am
Wohlfahrtsstaat, vorgetragen
aus altliberaler Optik, die den
Staat lediglich als Garant dusse-
rer Sicherheit und innerer Ruhe
und Ordnung gelten lasst.

2. Davon sind die traditionellen
Muster konservativer Demo-
kratiekritik zu unterscheiden,
die sich gleichurspriinglich mit
dem philosophischen Rationa-
lismus herausbildeten und auf
Volkssouveranitat, Pluralismus
und Gleichheit reagierten. Die-
ser Altkonservatismus ist poli-
tisch randstindig geworden.
Obwohl er nur noch bei einzel-
nen Personen ausdriicklich auf-
taucht, bleibt er dennoch viru-
lent als dumpfes Gefiihl einer
Skeptis gegeniiber der Demo-
kratie.

3. Davon ist wiederum der
technokratische Konservativis-
mus zu unterscheiden, der die
prinzipielle Kritik an der Auf-
klarung hinter sich ldsst. Der
technokratische Konservativis-
mus verhilft dem 6konomisch-
technisch-wissenschaftlichen
Fortschritt ideologisch zum
12

Durchbruch. Auf derselben Li-
nie bewegen sich die traditionel-
len, insbesondere real geworde-
nen Sozialismus-Vorstellungen,
obschon spezifische Ziele hin-
zutreten. In polemischer
Fremdkennzeichnung ldsst sich
das Konservative gleichwohl
unmissverstandlich festma-
chen: Es haftet den verselbstdn-
digten Methoden an, die zu
Denkzwingen erstarrt, allge-
mein geteilte Fortschrittsziele
akut bedrohen.

Es ist nicht einerlei diese drei
konservativen Positionen aus-
einanderzuhalten, wenngleich
es Uberschneidungen und Al-
lianzen bei einzelnen Argumen-
tationsgangen gibt, die wir aber
hier nicht weiter aufschliisseln
wollen. Erst vor diesem Hinter-
grund kann man erkennen, dass
die politische Auseinanderset-
zung heute dem technokrati-
schen Konservativismus gilt,
wiahrend die beiden anderen
Positionen Restbestande frithe-
rer Zeiten darstellen, die frei-
lich reaktualisierbar bleiben.
Indem der technokratische
Konservativismus das kultur-
kritische Lamento des Altkon-
servativismus nicht einfach wie-

derholt und sich offen auf di
Seite des Fortschritts stellt,
sammelt er ein erhebliches poli
tisches  Kriftepotential. Es
saugt bis zu einem gewissen
Grad auch Krafte auf, die man
vorerst nicht als konservativ be-
zeichnen wiirde, die aber gewis-
se Aspekte des technokrati
schen Fortschrittsbegriffs tei-
len. Das ist der Grund, weshalb
der technokratische Konservati-
vismus die Auseinanderset-
zungsebene vorgibt, wenn wir
die heterogenen Gruppen der
Alternativbewegung, die -
nichst lediglich eine an Lebens-
sicherungsthemen wie Umwel
und Frieden entfachte Wachs
tumskritik einigt, als nichtkon-
servativ und fortschrittlich ver-
teidigen wollen. Nun konnte
man scheinbar ohne grosse Not
die Worter «konservativ» und
«fortschrittlich»  verschenken,
sogar auf sie verzichten, womi
dann die «alte» Politik still
schweigend vergessen wire.
Solange wir indessen das, was
«Wendung zum  Besseren
heisst, mit dem Begriff «Fort-
schritt» identifizieren, worin
sich der Wortgebrauch der Al
ternativbewegung vom  her
kommlichen nicht unterscher
det, kann uns der Streit um den
Fortschritt nicht gleichgiiltig
lassen. Fortschritt wollen alle;
der eigentliche Streitpunkt lieg!
tiefer: Es geht um den Inhal
des Fortschrittsbegriffs.

Technokratischer
Konservativismus

B

Der technokratische Konserva
tivismus hat in dieser Frage up-
zweideutig Stellung bezogen. Er
iibernimmt die Rationalitat der
technischen Entwicklung unget
fragt als Leitlinie fiir politisches
und gesellschaftliches Handeln.
Das Ideologische daran ist Ehe
Verweigerung, den quasi-natur
lichen Selbstlauf des wisser
schaftlich-technisch-6konomr
schen Fortschritts mit det
strukturellen ~ Gegebenheiten



	Die politische Wende von Zürich : Nachlese und Vorrede zugleich

